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Der aktuelle Freitags-Kommentar der «Schweizerzeit» 16.11.2018 

«Schweizerzeit» Abo für nur 80 Fr./Jahr (Online: 30 Fr./Jahr): www.schweizerzeit.ch  

 
 
Der Bundesrat hat England von der Efta ferngehalten 
 

Regierungsmüder Bundesrat 
 

Von Ulrich Schlüer, Verlagsleiter «Schweizerzeit» 
 
Es war offenbar in erster Linie der Schweizer Bundesrat, welcher dafür ge-
sorgt hat, dass nach dem Brexit-Entscheid in Grossbritannien keinerlei An-
strengung entfaltet worden ist, England die Rückkehr in die Efta (Europäi-
sche Freihandelsassoziation) zu ermöglichen. 
 
Dies erfuhr der Zuhörer aus einem Vortrag des Wirtschaftspublizisten Beat Kap-
peler, gehalten am 14. November 2018 im Anschluss an die Generalversamm-
lung der Organisation «Perspective CH» im aargauischen Lupfig. 
 

Brüssel zuliebe 
 
Frau Marie-Gabrielle Ineichen-Fleisch, Staatssekretärin und seit 1. April 2011 Di-
rektorin des Seco und der Direktion für Aussenwirtschaft im Departement Schnei-
der-Ammann, habe die Gründe erläutert, weshalb der Schweizer Bundesrat be-
wusst dafür gesorgt habe, dass England von der Efta die «kalte Schulter» gezeigt 
worden sei:  
 
Einerseits hätte die Wiederaufnahme Englands in die Efta (nachdem England vor 
dem seinerzeitigen Beitritt zur EU bereits Efta-Mitglied gewesen ist) Brüssel 
wahrscheinlich vor den Kopf gestossen. Brüssel nicht zu verärgern, entspreche 
aber dem erstrangigen Interesse der Schweiz.  
 
Zweitens hätte der Wiedereintritt Englands in die Efta zur Folge gehabt, dass die 
Schweiz dann nicht mehr das wirtschaftlich stärkste und damit tonangebende 
Mitglied wäre. Und diese erste Position in der Efta wolle die Schweiz nicht preis-
geben.  
 
Begründungen, für welche Frau Staatssekretärin Ineichen-Fleisch in Vertretung 
des Bundesrats einen Preis verdient hätte: Den Preis nämlich für die unverständ-
lichste, politisch zweifellos schädlichste Position, welche die Schweiz 2018 je 
eingenommen hat.  
 

http://www.schweizerzeit.ch/
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Ist Bern regierungsmüde? 
 
Man muss als Bürger der Schweiz also zur Kenntnis nehmen: Bundesräte, die 
anlässlich ihrer Wahl unter Eid versprechen, das Beste, zumindest das Bestmög-
liche für das eigene Land zu leisten und herauszuholen, vergeben erstrangige 
wirtschaftspolitische Chancen vorsätzlich – um in Brüssel auf gar keinen Fall An-
stoss zu erregen.  
 
Ist Bern regierungsmüde? Wollen sich Bundesräte ihrer Verantwortung für eigen-
ständiges Handeln zum Besten der Schweiz entziehen? Fühlen sie sich überfor-
dert, Regierungsverantwortung fürs Land, für die Schweizerinnen und Schweizer 
wahrzunehmen? Möchten sich die Bundesräte lieber unter die Fittiche eines 
Grösseren und Stärkeren verkriechen, auf dass sie von Verantwortung fürs Ge-
deihen des eigenen Landes entlastet würden? 
 
Trifft diese Diagnose zu, müsste das Parlament ohne Verzug handeln: Regie-
rungsmitglieder, die sich dem Regieren-Müssen entziehen, die lieber Brüssel 
Handlungsvollmacht erteilen möchten, um von Verantwortung fürs eigene Land 
entlastet zu werden, müssten ohne Verzug salärmässig deutlich abgestuft wer-
den – auf die Ebene mittlerer Funktionäre, die auch bloss auszuführen haben, 
was Vorgesetzte ihnen befehlen.  
 

Kein Interesse an Selbstbestimmung 
 
Frau Ineichens zweifellos mit dem Bundesrat abgesprochene Handlungsweise – 
bzw. ihr Verzichten-Wollen, überhaupt handeln zu müssen – lässt zunehmend 
verstehen, weshalb sich der Bundesrat so vehement gegen die Selbstbestim-
mungs-Initiative zur Wehr setzt – mit allen ihm scheinbar zur Verfügung stehen-
den «Argumenten», selbst mit Unwahrheiten und böswilligen Unterstellungen an 
die Adresse der Initianten.  
 
Bundesbern möchte, so scheint es, nicht mehr selbst bestimmen. Bundesbern 
scheint der Eigenständigkeit müde. Bundesbern ist dem eigenen Land gegen-
über verantwortungsscheu geworden. Es möchte – ohne im entferntesten dafür 
vom Volk beauftragt worden zu sein – das Regieren andern abtreten. Und nur 
noch folgsam ausführen, was Mächtigere über die Schweiz bestimmen. Bundes-
bern sucht die Unterwerfung unter die Vorherrschaft Brüssels. Dafür vergibt der 
Bundesrat vielversprechende Chancen zugunsten des eigenen Landes – wie die 
Rückgewinnung Englands für die Efta-Mitgliedschaft und für die weltweite Frei-
handels-Idee eine gewesen wäre. Weil solches die Zentralisten in der Brüsseler 
Bürokratie verärgern könnte, verzichtet Bundesbern darauf, diese Chance wahr-
zunehmen.  
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Wer befiehlt in der Eidgenossenschaft? 
 
Nicht mehr Volk und Stände der Schweiz, wie das von der Verfassung eigentlich 
vorgegeben wird, scheinen die Entscheide unseres Bundesrats zu bestimmen. 
Bundesbern klopft zunächst in Brüssel an, fragt untertänigst, ob eine Mass-
nahme, ob eine Entscheidung, welche für die Schweiz von grossem Interesse 
sein könnte, die Herrschaften zu Brüssel nicht verärgere. Nur was Brüssel ge-
nehm sei, werde angepackt.  
 
Äussert sich Brüssel indigniert, dann unterlässt es der Bundesrat, selbst vorteil-
hafteste Chancen zu packen.  
 
Allerdings: In Brüssel erhält Bundesbern für solch devote Untertänigkeit keine 
Belohnung. Brüssels Politik geht darauf aus, der Schweiz abzuzwacken, was im-
mer man ihr abzwacken kann – insbesondere auch in finanzieller Hinsicht. Wenn 
eine Regierung die Interessen des eigenen Landes nicht mehr wahrzunehmen 
bereit ist, dann wird sie von Stärkeren nicht hofiert, vielmehr gnadenlos ausge-
nommen. 
 

Ulrich Schlüer 
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